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Geſetz-Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


Juhalt: Geſetz über den Erlaß polizeilicher Strafverfügungen wegen Uebertretung ſtrom- und ſchifffahrts. 


publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden ꝛc., S. 391. 


(Nr. 9941.) Geſetz über den Erlaß polizeilicher Strafverfügungen wegen Uebertretung ſtrom— 
und ſchifffahrtspolizeilicher Vorſchriften auf der Elbe und auf dem Rheine. 
Vom 26. Juli 1897. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 

. 

„Die Beſtimmung im $. 2 des Geſetzes über den Erlaß polizeilicher Straf— 
verfügungen wegen Uebertretungen vom 23. April 1883 (Geſetz-Samml. S. 65), 
wonach bei den dort genannten Uebertretungen eine Straffeſtſetzung durch die 
Polizeibehörde nicht ſtattfindet, tritt bei Uebertretungen derjenigen ſtrom- und 
ſchifffahrtspolizeilichen Vorſchriften, für deren Aburtheilung die Elbzollgerichte und 
die Rheinſchifffahrtsgerichte zuſtändig ſind, außer Kraft. 

2. 

In F. 4 unter b und in F. 9 des vorgenannten Geſetzes werden nach 
dem Worte „Amtsgericht“ die Worte „bezw. Elbzollgericht und Rheinſchifffahrts— 
gericht“ eingeſchaltet. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Molde an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 26. Juli 1897. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. Thielen. Boſſe. Irhr. v. Hammerſtein. 
Schönſtedt. Frhr. v. d. Recke. Brefeld. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. 
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Ausgegeben zu Berlin den 6. September 1897. 


a: 


(Nr. 9942.) Geſetz, betreffend die Zwangsvollſtreckung aus Forderungen landſchaftlicher (ritter— 
ſchaftlicher) Kreditanſtalten. Vom 3. Auguſt 1897. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 

F. 1, 

Für öffentliche landſchaftliche (ritterſchaftliche) Kreditanſtalten kann mit landes⸗ 
herrlicher Genehmigung durch Satzung beſtimmt werden: 

1) daß der Anſtalt als Vollſtreckungsbehörde ein Zwangsvollſtreckungsrecht 

nach Maßgabe dieſes Geſetzes zuſtehen foll; 

2) daß aus Urkunden, welche von einem zum Richteramte befähigten 
Beamten der Anſtalt innerhalb der Grenzen ſeiner Amtsbefugniſſe auf⸗ 
genommen ſind, die gerichtliche Zwangsvollſtreckung ſtattfindet. 

Als landſchaftliche Kreditanſtalten im Sinne dieſes Geſetzes gelten auch die 

provinzial⸗kkommunal)ſtändiſchen öffentlichen Grundkreditanſtalten. 

Beruht die Verfaſſung der Anſtalt unmittelbar auf Geſetz, ſo können die 
im Abjag 1 erwähnten Beſtimmungen durch Königliche Verordnung getroffen 
werden. 

F. 2. 

Das Zwangsvollſtreckungsrecht iſt auf die Beitreibung fälliger Forderungen 
an Darlehnskapitalien und Zinſen, an Tilgungsbeiträgen und auf ſonſtige durch 
die Satzung vorgeſehene Leiſtungen beſchränkt. Es kann nur gegen Schuldner, 
welche Eigenthümer des beliehenen Grundſtückes ſind, geltend gemacht werden. 


Kuh 

Kraft des Zwangsvollſtreckungsrechtes ift die Anftalt befugt, die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das bewegliche Vermögen des Schuldners zu betreiben. 

Der Anſtalt kann auch die Befugniß beigelegt werden, das beliehene 
Grundſtück in Zwangsverwaltung zu nehmen. In dieſem Falle iſt die Anſtalt 
befugt, die Zwangsvollſtreckung in das bewegliche Vermögen und die Zwangs⸗ 
verwaltung zuſammen oder einzeln zur Ausführung zu bringen. 


§. 4. 

Gleichzeitig mit den im F. 3 bezeichneten Maßregeln kann die Anſtalt die 
gerichtliche Zwangsverſteigerung des beliehenen Grundftüces betreiben. Der voll— 
ſtreckbare Schuldtitel wird durch den Antrag auf Zwangsverſteigerung erſetzt. 
Der Antrag ſoll das Grundſtück, den Eigenthümer und den Anſpruch bezeichnen. 


- 


Su 
Die Zwangsvollſtreckung in das bewegliche Vermögen des Schuldners er- 
folgt nach den Vorſchriften der Verordnung über das Verwaltungszwangsverfahren 


— 


vom 7. September 1879 Geſetz-Samml. S. 591). 
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Das Verfahren der Zwangsverwaltung iſt, ſoweit nicht hierüber in dieſem 
Geſetze Beſtimmungen getroffen ſind, durch Satzung zu regeln. Die Regelung 
ſoll im Anſchluß an die Vorſchriften des Reichsgeſetzes über die Zwangs⸗ 
verſteigerung und die Zwangsverwaltung vom 24. März 1897 Geichs-Geſetzbl. 
S. 97) erfolgen. 

Beſtreitet der Schuldner die Verbindlichkeit zur Entrichtung der geforderten 
Geldbeträge, ſo bleibt ihm überlaſſen, ſeine Rechte im Wege der Klage geltend 
zu machen. 

6. 

Die Einleitung einer Zwangsverwaltung durch die Anſtalt iſt ausgeſchloſſen, 
ſo lange eine gerichtliche Zwangsverwaltung anhängig iſt. 

Eine durch die Anſtalt eingeleitete Zwangsverwaltung endigt, wenn wegen 
des Anſpruches eines anderen Gläubigers die gerichtliche Zwangsverwaltung an— 
geordnet wird. 

Die Vorſchriften des $. 145 des Geſetzes, betreffend die Zwangsvollſtreckung 
in das unbewegliche Vermögen, vom 13. Juli 1883 Geſetz-Samml. S. 131) 
bleiben unberührt. Nach dem Inkrafttreten des Reichsgeſetzes über die Zwangs— 
verſteigerung und Zwangsverwaltung vom 24. März 1897 werden dieſe Vor— 
ſchriften durch folgende erſetzt: 

Die Anſtalt kann auf Erſuchen des Gerichts die dem letzteren durch $$. 150, 
153, 154 des gedachten Reichsgeſetzes zugewieſene Thätigkeit bezüglich land- oder 
forſtwirthſchaftlicher Grundſtücke übernehmen; bezüglich der von ihr beliehenen 
Grundſtücke kann ihr mit landesherrlicher Genehmigung durch Satzung ein Recht 
auf Ueberweiſung dieſer Thätigkeit beigelegt werden. 


$. 7. 

Liegen die Vorausſetzungen vor, unter denen nach $$. 1134 und 1135 
des Bürgerlichen Geſetzbuches das Gericht gegen den Schuldner einzuſchreiten 
haben würde, ſo iſt die Anſtalt befugt, unter entſprechender Anwendung der 
Vorſchriften der Verordnung über das Verwaltungszwangsverfahren vom 7. Sep⸗ 
tember 1879 (Geſetz-Samml. S. 591) den Arreſt in das bewegliche Vermögen 
des Schuldners vollziehen zu laſſen. Steht der Anſtalt die Befugniß zu, das 
beliehene Grundſtück in Zwangsverwaltung zu nehmen, ſo kann ſie auch dieſe 
Maßregel im Wege des Arreſtes zur Ausführung bringen. 

Wird von dem Schuldner die Rechtmäßigkeit des Arreſtes beſtritten, ſo 
iſt der Widerſpruch im Wege der Klage geltend zu machen. 

§. 8. 

Bei einer Zwangsverwaltung oder Zwangsverſteigerung, bei welcher eine 
landſchaftliche (ritterſchaftliche) Kreditanſtalt betheiligt iſt, brauchen Anſprüche, 
welche nach §. 2 dem Zwangsvollſtreckungsrechte der Anſtalt unterliegen, auch 
inſoweit, als ſie aus dem Grundbuche nicht hervorgehen, weder zum Zwecke ihrer 
Berückſichtigung bei Feſtſtellung des geringſten Gebotes, noch zum Zwecke ihrer 
Aufnahme in den Theilungsplan glaubhaft gemacht zu werden. 

(Nr. 9942.) 


a) Wa 


Durch den Widerſpruch, welchen bei der Verhandlung über den Theilungs— 
plan ein anderer Betheiligter gegen einen Anſpruch der bezeichneten Art erhebt, 
wird die Ausführung des Planes nicht aufgehalten. Dem widerſprechenden Be— 
theiligten bleibt es überlaſſen, ſeine Rechte nach erfolgter Auszahlung im Wege 
der Klage geltend zu machen. 

9. 

Führt die von einer landſchaftlichen (ritterfchaftlichen) Kreditanſtalt in Ge 
mäßheit des F. 5 Abſatz 1 betriebene Zwangsvollſtreckung zu einem Vertheilungs— 
verfahren, fo finden die Vorſchriften des §. 8 entſprechende Anwendung. 


$. 10. 

Auf die gerichtliche Zwangsvollſtreckung aus den im F. 1 Abſatz 1 Ziffer 2 
vorgeſehenen Urkunden finden die Vorſchriften über die Zwangsvollſtreckung aus 
notariellen Urkunden entſprechende Anwendung. 

In den Fällen der $$. 664 und 665 der Civilprozeßordnung iſt die voll— 
ſtreckbare Ausfertigung nur auf Anordnung des Amtsgerichtes zu ertheilen, in 
deſſen Bezirke die Anſtalt ihren Sitz hat. 


$. 11. 

Die Vorſchriften der §§. 7 bis 9 können mit landesherrlicher Genehmigung 
durch Satzung auch für ſolche landſchaftliche (ritterſchaftliche) Kreditanſtalten ein— 
geführt werden, denen ſchon vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes ein Zwangs— 
vollſtreckungsrecht im Sinne des F. 1 Ziffer 1 zuſtand. 

2. . 

Die beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes geltenden Verfaſſungen und Satzungen 
der landſchaftlichen (rtterſchaftlichen) Kreditanſtalten und provinzial-(kommunal—) 
ſtändiſchen öffentlichen Grundkreditanſtalten werden, auch ſoweit ſie den Anſtalten 
weitergehende Befugniſſe gewähren, durch die Vorſchriften dieſes Geſetzes nicht 
berührt. 

l. 

Die Vorſchriften dieſes Geſetzes über die Zwangsverſteigerung und die ge— 
richtliche Zwangsverwaltung von Grundſtücken gelten nach dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuches nur für die zur Zeit dieſes Inkrafttretens beſtehenden 
Kreditanſtalten. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Kiel an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 3. Auguſt 1897. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. Thielen. Frhr. v. Hammerſtein. 
Schönſtedt. Frhr. v. d. Recke. Brefeld. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. 


— BE 


(Nr. 9943.) Geſetz, betreffend Abänderung des Geſetzes über die Schonzeiten des Wildes vom 
26. Februar 1870 (Geſetz-Samml. S. 120). Vom 13. Auguſt 1897. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für den ganzen Um— 
fang Unſerer Monarchie, was folgt: 


H. 1. 
Mit der Jagd zu verſchonen ſind 
das männliche Elchwild in der Zeit vom 1. Oktober bis zum 31. Auguſt, 

das weibliche Elchwild, ſowie Elchkälber das ganze Jahr hindurch. 

Als Elchkalb gilt das Jungwild bis zum letzten Tage des auf die Geburt 
folgenden Dezember-Monats. 

§. 2. 

Die §§. 12 und 13 des Wildſchadengeſetzes vom 11. Juli 1891 Geſetz⸗ 
Samml. S. 307) kommen auch hinſichtlich des durch Elchwild verurſachten Wild— 
ſchadens zur Anwendung. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben an Bord M. Y. „Hohenzollern“, Oſtſee, den 13. Auguſt 1897. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. Thielen. Frhr. v. Hammerſtein. 
Schönſtedt. Frhr. v. d. Recke. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 

J) der Allerhöchſte Erlaß vom 19. Auguſt 1896, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den Kreis Soeſt zur Entziehung und zur 
dauernden Beſchränkung des zur Anlage einer Kleinbahn vom Bahnhofe 
Neheim-Hüſten der Eiſenbahn Schwerte Arnsberg nach Hoveſtadt mit 
Abzweigung von Oſtönnen nach Werl in Anſpruch zu nehmenden Grund— 
eigenthums, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Arnsberg 
Nr. 38 S. 493, ausgegeben am 19. September 1896, 

Geſetz⸗Samml. 1897. (Nr. 9943.) 68 


— — 


2) der Allerhöchſte Erlaß vom 31. Auguſt 1896, durch welchen genehmigt 
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— 


— 


— 


— 


worden iſt, daß das der National⸗Hypotheken⸗Kreditgeſellſchaft, ein- 
getragene Genoſſenſchaft mit unbeſchränkter Haftpflicht zu Stettin, unter 
dem 30. Oktober 1871 ertheilte Allerhöchſte Privilegium zur Ausgabe 
auf den Inhaber lautender Pfandbriefe auch bei den von der General— 
verſammlung beſchloſſenen Abänderungen des neu revidirten Statuts fort- 
beſtehen bleibt, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Stettin, 
Jahrgang 1897 Nr. 32 der Beilage S. 6, ausgegeben am 13. Auguſt 
1897; 
der Allerhöchſte Erlaß vom 24. Februar 1897, durch welchen genehmigt 
worden iſt, daß bei dem vom Staate auszuführenden Bau einer Ver— 
bindungsbahn zwiſchen dem Bahnhof Harburg der Unterelbiſchen Eiſen— 
bahn und dem Harburger Citadellengelände zur Entziehung und zur 
dauernden Beſchränkung des für dieſe Anlage in Anſpruch zu nehmenden 
Grundeigenthums das Enteignungsverfahren in Anwendung gebracht wird, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Lüneburg Nr. 11 S. 87, 
ausgegeben am 19. März 1897, 
die Allerhöchſte Konzeſſionsurkunde vom 12. April 1897, betreffend den 
Bau und Betrieb einer vollſpurigen Nebeneiſenbahn von Liegnitz über 
Rawitſch nach Kobylin mit Abzweigungen von Görchen nach Goſtkowo 
und Pakoslaw durch die Liegnitz-Rawitſcher Eiſenbahngeſellſchaft, durch 
die Amtsblätter 
der Königl. Regierung zu Breslau Nr. 34 S. 409, ausgegeben am 
21. Auguſt 1897, 
der Königl. Regierung zu Liegnitz Nr. 33 S. 223, ausgegeben am 
14. Auguſt 1897, 
der Königl. Regierung zu Poſen Nr. 34 S. 349, ausgegeben am 
24. Auguſt 1897, 
der Allerhöchſte Erlaß vom 20. Mai 1897, durch welchen der Stadt— 
gemeinde Soeſt das Recht verliehen worden iſt, das zur Ausführung 
des auf der rechten Seite des Soeſtbaches zu verlegenden Hauptſammel— 
kanals der ſtädtiſchen Kanaliſation erforderliche Grundeigenthum im Wege 
der Enteignung zu erwerben oder mit einer dauernden Beſchränkung zu 
belaſten, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Arnsberg Nr. 33 
S. 501, ausgegeben am 14. Auguſt 1897; 
das Allerhöchſte Privilegium vom 7. Juli 1897 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Kreisanleiheſcheine des Kreiſes Apenrade im 
Betrage von 540 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Schleswig Nr. 40 S. 357, ausgegeben am 14. Auguſt 1897. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


